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aus dem Lebensbereieh des Beschuldigten und für 
die Beauftragung eines Vertreters des Kollektivs zur 
Mitwirkung an der gerichtlichen Hauptverhandlung Sorge zu 
tragen. In dieser Beratung soll das Kollektiv auch auf die 
Möglichkeit der Übernahme einer Bürgschaft und die gesetz­
lichen Voraussetzungen der Beauftragung eines gesellschaft­
lichen Anklägers oder gesellschaftlichen Verteidigers hinge­
wiesen werden. Das Kollektiv kann auf die Beauftragung 
eines Vertreters des Kollektivs verzichten, wenn es seine 
Mitwirkung aus wichtigen Gründen nicht für erforderlich 
hält. Über die Beratung im Kollektiv, ihre Ergebnisse, die 
Beauftragung eines Vertreters des Kollektivs, eines gesell­
schaftlichen Anklägers oder gesellschaftlichen Verteidigers 
und die Übernahme einer Bürgschaft oder die Gründe für den 
Verzicht auf die Beauftragung eines Vertreters des Kollek­
tivs ist ein Protokoll anzufertigen und durch das Unter­
suchungsorgan oder den Staatsanwalt zu den Akten zu neh­
men.

(4) Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane sind 
verpflichtet, die Leitungen der Betriebe und Einrichtungen 
bei der Vorbereitung und Durchführung der Beratung zu 
unterstützen, sie insbesondere über den Zweck der Bera­
tung und die differenzierten Möglichkeiten der Mitwir­
kung des Kollektivs am Strafverfahren zu unterrichten. Er­
forderlichenfalls haben sie an der Beratung teilzunehmen.

(5) Von dem Ersuchen gemäß Absatz 3 dürfen der Staats­
anwalt und die Untersuchungsorgane nur aus wichtigen 
Gründen Abstand nehmen. Diese Gründe sind aktenkundig 
zu machen.

§ 103
Bearbeitungsfristen im Ermittlungsverfahren

(1) Alle Ermittlungsverfahren sind innerhalb einer Frist 
von höchstens drei Monaten abzuschließen. Ermittlungs­
verfahren, in denen gegen den Beschuldigten Untersuchungs­
haft angeordnet ist, sind besonders beschleunigt durchzu­
führen.

(2) Der Generalstaatsanwalt setzt für die einzelnen Arten 
der Ermittlungsverfahren Fristen fest. Kann ausnahmsweise 
wegen des Umfanges der Sache oder wegen der Schwierig­
keit der Ermittlungen die Frist nicht eingehalten werden, ist 
die Genehmigung des zuständigen Staatsanwalts zur Über­
schreitung der Frist einzuholen. Eine Überschreitung der 
Höchstfrist von drei Monaten ist nur mit Zustimmung des 
Staatsanwalts des Bezirkes zulässig.

§ 104 
Protokoll

Über jede Ermittlungshandlung, die für die Beweisführung 
Bedeutung haben kann, ist ein Protokoll aufzunehmen und 
den Akten beizufügen. Andere Ermittlungshandlungen sind 
aktenkundig zu machen.

§105
Vernehmung von Beschuldigten

(1) Nachdem die Einleitung des Ermittlungsverfahrens ver­
fügt ist, darf der Beschuldigte vernommen werden.

(2) Vor Beginn der Vernehmung sind dem Beschuldigten 
die Einleitung des Ermittlungsverfahrens und die erhobene 
Beschuldigung mitzuteilen. Er ist über seine Rechte gemäß 
§61 zu belehren; über die Beweismittel ist der Beschuldigte 
spätestens vor Abschluß der Ermittlungen zu unterrichten. 
Dies ist im Protokoll zu vermerken.

(3) Die Vernehmung beginnt mit der Feststellung der er­
forderlichen Angaben zur Person.

\
(4) In der Vernehmung ist dem Beschuldigten Gelegenheit 

zu geben, sein Verhalten darzulegen, den Verdacht zu besei­
tigen, entlastende Umstände vorzubringen und Anträge zu 
stellen.

(5) Dem Beschuldigten kann gestattet werden, seine Aus­
führungen in schriftlicher oder in anderer Form aufzuzeich­
nen.

§106

V ernehmungsprotofeoll
(1) Das Protokoll über die Vernehmung hat zu enthalten:

1. Ort, Zeit und Dauer der Vernehmung;
2. den Namen des Vernehmerglen;
3. die Personalien des Zeugen (§ 33); beim Beschuldigten 

außerdem sämtliche Vornamen, Familienstand, Geburts­
ort und Staatsangehörigkeit;

4. die Angaben über die persönliche und gesellschaftliche 
Entwicklung des Beschuldigten einschließlich seiner beruf­
lichen Tätigkeit;

5. die Vermögensverhältnisse des Beschuldigten;
6. Angaben über verwandtschaftliche und sonstige Beziehun­

gen zwischen dem Zeugen und dem Beschuldigten;
7. den Hinweis auf die Aussagepflicht des Zeugen und ein 

etwaiges Aussageverweigerungsrecht;
8. die Erklärungen zur Sache einschließlich der zur Ent­

lastung vorgebrachten Angaben;

9. Beweisanträge und sonstige Hinweise des Beschuldigten 
und Hinweise des Zeugen.

(2) Nach Abschluß der Vernehmung ist dem Vernommenen 
das Protokoll zur Durchsicht vorzulegen oder auf Verlangen 
vorzulesen. Danach hat der Vernommene jede Seite des Pro­
tokolls zu unterschreiben. Auch Veränderungen, Zusätze und. 
Streichungen sind zu unterschreiben. Wurde von der Verneh­
mung zusätzlich eine Schallaufzeichnung angefertigt, ist diese 
nach Abschluß der Vernehmung dem Vernommenen wieder­
zugeben und ihre Richtigkeit von ihm zu bestätigen. Zusätze 
und Veränderungen sind ebenfalls zu bestätigen.

(3) Das Protokoll ist am Schluß von dem Vernehmenden 
unter Angabe seiner Dienststellung oder seines Dienstgrades 
zu unterschreiben. Die Schallaufzeichnung ist in entsprechen­
der Weise zu bestätigen.

§107
Festnahmerecht bei Ermittlungshandlungen

Personen, die eine Ermittlungshandlung des Staatsanwalts 
oder Untersuchungsorgans vorsätzlich stören oder sich deren 
Anordnungen widersetzen, können festgenommen und bis 
zur Beendigung der Ermittlungshandlung, jedoch nicht über 
den folgenden Tag hinaus, festgehalten werden.

V i e r t e r  A b s c h n i t t  
Durchsuchung und Beschlagnahme

§108
Zulässigkeit

(1) Die Beschlagnahme ist zulässig zur Sicherung
1. von Gegenständen und Aufzeichnungen, die für die Unter­

suchung als Beweismittel von Bedeutung sein können oder 
nach den Strafgesetzen eingezogen werden können;

2. des Vermögens des Beschuldigten oder des Angeklagten, 
wenn dieser einer Straftat, die die Einziehung des Ver­
mögens nach sieh ziehen kann, verdächtig ist.

<2) Die Durchsuchung einer als Täter oder Teilnehmer einer 
Straftat verdächtigen Person, ihrer Wohnung oder anderer 
Räume, ihrer Grundstücke und der ihr zugehörigen Sachen ist 
sowohl zum Zwecke der Festnahme oder Verhaftung als 
auch dann zulässig, wenn zu vermuten ist, daß die Durch­
suchung zur Auffindung von Beweismaterial führt.

(3) Andere Personen, Räume, Grundstücke oder Sachen 
dürfen durchsucht werden, wenn eine verdächtige Person


